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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie ersucht den federführenden Ausschuss 

für Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende Vorschläge in 

seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. hebt hervor, dass umweltpolitische Ziele in alle Bereiche der EU-Politik aufgenommen 

werden müssen; betont, dass umfassende thematische Strategien in solide 

Rechtsvorschriften mit eindeutigen Zielen und klaren Zeitvorgaben übertragen werden 

müssen, damit im Rahmen des 7. Umweltaktionsprogramms der Weg für die Halbierung 

des ökologischen Fußabdrucks der EU bis 2013 bereitet werden kann; 

2. fordert die Kommission dringend auf, im Zuge der Überprüfung der UVP-Richtlinie und 

der Richtlinie 2001/42/EG dafür zu sorgen, dass bei der Auswahl von Standorten für 

Industriebetriebe, Energieerzeugung und andere Anlagen strenge Landschaftspflege- und 

Umweltschutzkriterien angewendet werden; weist darauf hin, dass die Kommission 

Indikatoren zur Bewertung möglicher negativer Auswirkungen solcher Anlagen aufstellen 

und den Artikeln des AEUV mit Bezug zum Schutz des Kultur- und Naturerbes volle 

Aufmerksamkeit widmen sollte; 

3. unterstreicht, dass im 7. Umweltaktionsprogramm konkrete messbare Ziele vorgesehen 

sein sollten sowie detaillierte Zeitvorgaben und Mechanismen in Form von Indikatoren 

und Fortschrittsanzeigern, mit denen die Umsetzung der Vorgaben überwacht werden 

kann, damit die gesetzten Ziele sowohl auf EU-Ebene als auch in den Mitgliedstaaten 

wirklich erreicht werden; 

4. geht davon aus, dass die EU Forschung, Innovation und Entwicklung stärker fördern 

muss, wenn mittelfristig mehr und leistungsfähigere Technologien bereitstehen sollen, 

was die Voraussetzung für eine effizientere Nutzung der Ressourcen und mehr 

Energieeffizienz sowie die Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der EU ist; 

5. ist der Auffassung, dass der Fahrplan für ein ressourcenschonendes Europa in Form 

konkreter Maßnahmen in das 7. Aktionsprogramm einfließen muss; 

6. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, im Rahmen des zukünftigen 

Forschungsrahmenprogramms ein Forschungs- und Innovationsprogramm auszuarbeiten, 

das auf neue Werkstoffe und Ressourcen ausgerichtet ist, die die derzeit genutzten, 

knappen Rohstoffe ersetzen könnten; 

7. hebt hervor, dass in das Recycling von Rohstoffen und Seltenen Erden investiert werden 

muss, da der Abbau, die Gewinnung und Trennung und das Recycling Seltener Erden 

gravierende Auswirkungen auf die Umwelt haben können, wenn die Verfahren nicht 

fachgemäß durchgeführt werden; 

8. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, sich weltweit für eine 

umweltverträgliche Wirtschaft einzusetzen und dabei ökologische, soziale und 

wirtschaftliche Aspekte wie die Armutsbekämpfung einzubeziehen; 
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9. fordert, dass im mehrjährigen Finanzrahmen 2014–2020 Mittel für die Finanzierung von 

Natura-2000-Gebieten vorgesehen werden, dass neue Bewirtschaftungsformen eingeführt 

werden, in deren Rahmen Vereinbarungen mit den Besitzern und der Privatwirtschaft 

getroffen und in Bezug auf die Erhaltung der Lebensräume und der Artenvielfalt 

umweltverträgliche, einträgliche Nutzungsformen ermittelt werden können, und dass die 

Bemühungen um die Einbindung politischer Maßnahmen zum Schutz der Artenvielfalt in 

andere Politikbereiche verstärkt werden; 

10. vertritt die Ansicht, dass die ästhetischen und visuellen Qualitäten von Landschaften im 

Rahmen der Habitat-Richtlinie und des Natura-2000-Netzes im Hinblick auf die 

Ausrichtung dieser Programme gebührend beachtet werden sollten; 

11. weist mit Nachdruck darauf hin, dass den Bürgerinnen und Bürgern der EU gerade in der 

derzeit herrschenden wirtschaftlichen Lage vermittelt werden muss, dass Umweltschutz 

eine nachhaltige wirtschaftliche und soziale Entwicklung nicht ausschließt; setzt sich aus 

diesem Grund dafür ein, dass erfolgreiche Projekte gefördert werden und stärker publik 

gemacht wird, dass eine umweltverträgliche wirtschaftliche Entwicklung auch in Gebieten 

mit bedeutendem Kultur- und Naturerbe, wie den Natura-2000-Gebieten, möglich ist; 

12. vertritt die Auffassung, dass im Einklang mit den Kriterien der Mitgliedstaaten neue 

Lösungen für die Bodenregulierung gefunden werden müssen, wobei Maßnahmen 

getroffen werden müssen, um Katastrophen zu verhüten, Überflutungen zu verhindern und 

auf dem Binnenmarkt mit Blick auf die Bodenverschmutzung für Transparenz und 

Klarheit zu sorgen; 

13. ist der Ansicht, dass die Ziele des Fahrplans für 2050 nur durch einander ergänzende 

Strategien, unter anderem durch eine Bewertung der Landwirtschaft, Aufforstung und 

Einführung politischer Anreize für Innovation und eine zügige Bereitstellung von 

Sonnenenergie, Erdwärme und Meeresenergie, erreichbar sind; 

14. vertritt die Auffassung, dass das Programm LIFE+ von der Kommission verwaltet werden 

sollte, wobei internationale Innovations- und Spitzenforschungsprojekte zur Förderung 

von KMU und FuE-Einrichtungen den Schwerpunkt bilden sollten und die Erhaltung der 

Artenvielfalt, gestützt auf einen systematischen und ganzheitlichen Ansatz und 

landwirtschaftliche Technologien, die mit der Erhaltung des Bodens und der 

Nahrungskette der Ökosysteme der Fauna vereinbar sind, Vorrang haben sollte; vertritt 

die Auffassung, dass in den Regionen Europas stärker für das EU-Programm LIFE+ 

geworben werden sollte, damit der Einsatz innovativer Verfahren vor Ort gefördert wird 

und der Einfluss und die Außenwirkung des Programmteils für Umweltpolitik und 

Umweltmanagement erhöht werden; 

15. hebt hervor, dass leistungsstarke Forschung, Entwicklung und Innovation in Europa die 

Voraussetzung sowohl für den Umweltschutz als auch für die soziale und wirtschaftliche 

Entwicklung in der Europäischen Union sind; 

16. fordert die Kommission nachdrücklich auf, bei der Überarbeitung der 

Wasserrahmenrichtlinie, der Grundwasserrichtlinie und des Blaupausen-Projekts nach 

einem wissenschaftlichen und systematischen Ansatz zu verfahren und den 

Wasserkreisläufen, den Beziehungen zwischen Wasser und Land, dem Kampf gegen die 
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Wüstenbildung und der in der Gewässerwirtschaft geforderten Transparenz und Effizienz 

Rechnung zu tragen; 

17. fordert die Kommission auf, eine genauere Beurteilung der Ergebnisse des Aktionsplans 

und der Hindernisse vorzulegen, die der vollständigen und ordnungsgemäßen Umsetzung 

der darin gesetzten Ziele tatsächlich im Wege stehen; 

18. vertritt die Ansicht, dass die EU-Organe bei der Bewertung von Klimaschutzmaßnahmen 

entsprechend berücksichtigen müssen, dass auch Grasflächen für die Speicherung von 

CO2 eine Rolle spielen; 

19. ist der Auffassung, dass sich das 7. Aktionsprogramm auch mit Emissionen des 

Seeverkehrs und anderen Emissionen als CO2-Emissionen befassen muss; 

20. fordert, dass Ziele und Maßnahmen, die die Lebensbedingungen in städtischen Gebieten – 

vor allem in Bezug auf Lärm und Luftqualität – betreffen, einen besonderen Schwerpunkt 

bilden; 

21. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, im Zusammenhang mit der 

Umsetzung von Strategien zur Verringerung der Schadstoffbelastung in Städten zu prüfen, 

ob ein europäischer Förderrahmen zur schrittweisen Umsetzung von Plänen für urbane 

Mobilität in europäischen Städten, die Einführung von Verfahren und 

Finanzierungsinstrumenten zur Vorbereitung von Audits und Plänen zur urbanen 

Mobilität und die Einrichtung eines auf Europäischen Mobilitätsbarometers als Optionen 

in Frage kommen; 

22. vertritt die Auffassung, dass die Kommission und die Mitgliedstaaten sich verpflichten 

sollten, integrierte Strategien aufzustellen, damit eine Bestandsaufnahme der natürlichen 

Ressourcen und der Besonderheiten des Naturerbes von geografischen Räumen sowie der 

zu deren Erhaltung erforderlichen Maßnahmen durchgeführt werden kann, bei der 

berücksichtigt wird, wie das Ökosystem beschaffen sein muss, um die Artenvielfalt und 

bestimmte Arten zu erhalten, und bei der auch Mindestvorgaben für Landwirtschaft, 

Gewässer und andere Bereiche eine Rolle spielen; 

23. fordert die Kommission auf, Folgenabschätzungskriterien für Wasserentsalzungsanlagen 

einzuführen, die sich auch auf die Energiekosten und die zerstörerische Wirkung 

beziehen, die solche Anlagen für den Meeresgrund und die Artenvielfalt haben; 

24. vertritt die Ansicht, dass die Kommission in Abkommen mit Drittländern in den 

Bereichen Nahrungsmittel und Landwirtschaft verbindliche Qualitätskriterien und 

Rückverfolgbarkeitsvorschriften aufnehmen sollte; 

25. betont, dass das 7. Umweltaktionsprogramm noch ehrgeiziger sein und den Weg für 

bindende Rechtsvorschriften ebnen sollte, damit eindeutige Ziele, konkrete Zeitvorgaben 

und Indikatoren zur Fortschrittsmessung, einschließlich eines festen Termins für die 

Vorlage des Halbzeitberichts, festgelegt werden können; 

26. stellt fest, dass die Einbindung umweltpolitischer Belange in andere einschlägige 

Politikbereiche wie die Energie-, Landwirtschafts-, Fischerei-, Verkehrs-, Forschungs-, 
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Kohäsionspolitik und die regionale Entwicklung im 7. Aktionsprogramm oberste Priorität 

haben sollte. 
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